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GR Mag. Michael Winter 

Dringlicher Antrag 
 
An den 
Gemeinderat der  
Landeshauptstadt Graz 

 
Graz, am 19. Oktober 2022 

 
 
Betreff: Taskforce Wohnbau 

                 Dringlicher Antrag  
 
 

Im Rahmen der sogenannten „Gemeindebau-Tour“ der FPÖ Graz wurden eine Vielzahl von Gesprächen 
mit Bürgern geführt, die im Gemeindebau beheimatet sind. Sie wurden nach Problemfeldern befragt, 
die ihrer Meinung nach in den Gemeindebau-Wohnhäusern akut bzw. aktuell existent sind.  
 
Zudem erreichen uns auf Grund unseres Engagements immer mehr Meldungen von Missständen von 
Mietern und auch Eigentümern außerhalb des Gemeindebaus.  
 
Die Gründe für Konflikte, Missstände und Probleme sind vielfältig. Daher ist es kaum möglich, dass eine 
Anlaufstelle alle Anliegen alleine abarbeiten kann. Jede Einrichtung für sich – sei es das Friedensbüro, 
die Ordnungswache, die Polizei oder andere betreuende bzw. moderierende Stellen – leisten ohne 
Zweifel in Ihrem Wirkungsbereich sehr gute Arbeit.   
 
Eine derart umfangreiche Aufgabe sollte jedoch immer in einem Prozess festgehalten und immer 
wieder abgestimmt werden. Damit sich Bürger bei ihren Anliegen nicht in einem „Anfragendschungel“ 
an diverse Stellen verlaufen, sollen Bürgeranliegen in Bezug auf das Zusammenleben künftig zentral 
bearbeitet werden. Hierzu kann zum Beispiel zusätzlich eine Taskforce ins Leben gerufen werden, die 
bei sich überschneidenden Fällen gemeinsam agieren und helfen kann.  
 
Diese zentrale Meldestelle soll dann das Anliegen bewerten und dementsprechend den Auftrag an die 
richtige Stelle weiterleiten. Der Vorteil ist jedenfalls eine schnelle abgestimmte Problemlösung und die 
Gewissheit, dass das Bürgeranliegen an die richtige Stelle weitergeleitet wird und eventuelles 
Konfliktpotential schon frühzeitig moderiert wird.  
 
Namens des Freiheitlichen Gemeinderatsklubs ergeht daher nachfolgender 
 
 

Dringlicher Antrag 
gem. § 18 der GO f. d. Gemeinderat 

der Landeshauptstadt Graz 
 
 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Die Stadt Graz möge prüfen, ob und bis wann eine zentrale Meldestelle laut Motiventext eingeführt 
und entsprechend beworben werden kann. 


